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TOLERANZ JA. »EHE« NEIN 
Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz 
der staatlichen Ordnung. (Art. 6 Grundgesetz) 

Wir wollen offensiv für 
Ehe und Familie werben 

bebe Freunde, 
Ehe und Familie sind die 

e'mzelle jeder staatlichen 
Gemeinschaft. Die Ehe ist 

11 keiner anderen Lebens- 
gemeinschaft   gleichzuset- 
Zen-  Die Ehe  ist  für uns 

Christdemokraten das Leit- 
bild der Gemeinschaft von 
Mann und Frau. 

Unsere Verfassung trägt 
diesem besonderen Wert für 
unsere Gesellschaft dadurch 
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THEMEN   DER   WOCHE 

ANNETTE SCHAVAN UND 

NORBERT HAUSER: 

WIR BRAUCHEN 

DEN OFFENEN 

UND TRANSPARENTEN 

BILDUNGSMARKT 

Seite 8/9 

Sie müssen sich mit einem neuen Begriff vertraut machen, 
für den es allerdings ein bekanntes Vorbild gibt: „Stiftung 
Bildungstest". Die Bildungsdebatte ist - so die Vorsitzen- 
de der Bildungskommission des CDU-Präsidiums - reif 
dafür. Annette Schavan: „Wir brauchen jetzt keine weite- 
ren Appelle mehr, wie wichtig Bildung ist. Wir brauchen 
Vertrauen, dass die in Deutschland angebotene Bildung 
gut ist." Wie bei der „Stiftung Warentest" geht es um 
Marktgerechtigkeit. Norbert Hauser: „Die Bürgerinnen 
und Bürger sollen nicht bevormundet werden, sondern 
konkrete Antworten auf Fragen bekommen, die sie bei ih- 
rer persönlichen Bildungsplanung stellen. 

GENERALSEKRETäR 

RUPRECHT POLENZ: 

POLIZEI UND 

VERFASSUNGSSCHUTZ 

IM KAMPF GEGEN 

DEN RECHTSEXTREMISMUS 

STäRKEN 

Seiten 12 

Angesichts der jüngsten Menschen verachteten Gewaltta- 
ten ist es unerträglich, dass heute diejenigen aufschreien, 
die jede Art von Bekämpfung von Radikalismus leichtfer- 
tig aus ideologischen Gründen geschwächt haben. Gene- 
ralsekretär Ruprecht Polenz erinnert daran, dass in Nie- 
dersachsen unter dem damaligen Ministerpräsidenten Ger- 
hard Schröder die Zahl der Mitarbeiter des Verfassungs- 
schutzes auf nahezu die Hälfte reduziert worden ist. In 
Sachsen-Anhalt, wo die SPD unter Duldung der PDS re- 
giert, wurde das Landesamt für Verfassungsschutz sogar 
aufgelöst und die Zuständigkeit für die Bekämpfung Ra- 
dikaler dem Landesinnenministerium übertragen. 

INNOVATIONSPOLITIK ALS 

STRATEGISCHES 

HANDLUNGSFELD DER CDU 

Seiten 16 

„Wir haben vielfältige Initiativen auf den Weg gebracht." 
Mit diesen Worten beschreibt Prof. Dr. Heribert Offer- 
manns die Arbeit des Bundesfachausschusses Forschung 
und Innovation, dessenVorsitzender er ist. Ziel der An- 
strengungen: Deuschland erfolgreich am Wettbewerb um 
führende technologische Leistungen beteiligen. 
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EHE   UN D   FAMILIE1 

Angela Merkel: CDU bleibt die Partei 
von Ehe und Familie 

F°rsetzung von Seite 1 
Rechnung, dass sie durch Ar- 
tikel 6 Ehe und Familie unter 
den „besonderen Schutz der 
staatlichen Ordnung stellt". 
Die Ehe war und ist die be- 
ständigste und attraktivste 
t'orm des Zusammenlebens. 
S'e hat nichts von ihrer Be- 
deutung eingebüßt. 

Ein Einschnitt, den 
wir nicht hinnehmen 

Das von der Bundesregie- 
mng vorgeschlagene Lebens- 
Partner-Gesetz bedeutet einen 
'"akzeptablen Einschnitt in 
j}e gesellschaftspolitischen 
Grundvorstellungen. Da der 

0rschlag weit über die Be- 
Se'tigung rechtlicher Hinder- 
n,sse, für die sich die CDU 

Üuch einsetzt, hinausgeht, wird 
er  besondere   Schutz  der 

ein- 

gemacht, dass für uns Ehe 
und Familie auch weiterhin 
Zukunft haben. Deshalb wol- 
len wir auf jeder Ebene der 
Partei offensiv für Ehe und 
Familie werben. 

Die Botschaft 
der CDU ist klar 

Gehen Siedeshalbauf die 
Menschen zu. Nutzen Sie je- 
de Chance, für unser Anlie- 

Mit den „ Familien-Ge- 
sprächen ", die wir Ihnen 
vorschlagen, bietet sich vor 
allem auch die Möglichkeit, 
unser familienpolitisches 
Programm vor Ort zu disku- 
tieren und daraus Aktionen 
zur Verbesserung der Lage 
der Familien in den Städten 
zu entwickeln. 

Ihrem Internet-Auftritt. Die 
Botschaft der CDU ist klar: 
Der Entwurf von Rot-Grün 
für ein Lebenspartner-Ge- 
setz ist ein gesellschaftspoli- 
tischer Irrweg. Davon wol- 
len wir die Menschen über- 
zeugen. 

Ich wünsche Ihnen bei Ih- 
rer Arbeit vor Ort viel Erfolg! 

Mit freundlichen Grüßen 
Ihre 

he durch das Grundgesetz 
sgehöhlt. Gleichgeschlecht-     gen zu werben - im Ge-      f) ^-,     r   . 

ICr>e Partnerschaften werden     sprach, bei Veranstaltungen     UAA|X£L   \\Jj\lL 
aktisch der Ehe gleichgestellt, 

j lne rechtliche Gleichstel- 
Ung gleichgeschlechtlicher 
ebensgemeinschaften  mit 
er Ehe lehnen wir ab. 

Die CDU ist die Partei von 
^  e und Familie. Mit unse- 
err> familienpolitischen Pro- 

8rarr|m haben wir deutlich 

und    Straßenaktionen,    in     Angela Merkel 

DER   „KLEINE   PARTEITAG" 

findet am 20. November in Stuttgart statt. 
Anmeldungen für Gäste bitte an: Hauptabteilung 
Organisation, Klingelhöfer Straße 8, 10785 Berlin, 
Telefon 0 30/2 20 70-0, Telefax 0 30/2 20 70-1 11. 
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'EHE   UND   FAMI L I E 

FüR   DIE   CDU   GILT   NACH   WIE  VOR: 

Ehe und Familie stehen 
unter dem besonderen Schutz der 

staatlichen Ordnung 

7 Argumente gegen 
den Gesetzentwurf zur 

„eingetragenen Lebens- 
gemeinschaft" gleich- 
geschlechtlicher Paare 

IEhe und Familie sind 
• die Keimzelle jeder 

staatlichen Gemeinschaft. 
Die auf Dauer angelegte Ehe 
ist die beste Grundlage 
dafür, dass Frau und Mann 
partnerschaftlich füreinan- 
der und als Mutter und Vater 
für ihre Kinder Verantwor- 
tung übernehmen. Die Fa- 
milie ist der erste und wich- 
tigste Ort, an dem Kinder um 
ihrer selbst willen angenom- 
men werden und Geborgen- 
heit und Liebe erfahren. In 
ihr werden am besten die Ei- 
genschaften und Fähigkei- 
ten entwickelt, die Voraus- 
setzung einer freien und ver- 
antwortlichen Gesellschaft 
sind - vor allem die Bereit- 
schaft, dauerhaft und verläss- 
lich Verantwortung für an- 
dere zu übernehmen. 

Deshalb ist die Familie 
wie keine andere Gemein- 
schaft eine tragende Säule 
unserer  Gesellschaft.   Der 

Zusammenhalt in den Fami- 
lien ist eine zentrale Grund- 
lage für die Solidarität und 
die Stabilität der Gesell- 
schaft. 
2 Dieser besonderen Be- 

• deutung der Familie für 
Gesellschaft und Staat wird 
unsere Verfassung dadurch 
gerecht, dass sie Ehe und Fa- 
milie unter den „besonderen 
Schutz der staatlichen Ord- 
nung" stellt. Angesichts des- 
sen, was Familien für Ge- 
sellschaft und Staat leisten, 
hat der Staat den Verfas- 
sungsauftrag, Ehe und Fami- 
lie in besonderer Weise zu 
schützen und zu fördern. Er 
tut dies durch direkte Trans- 
ferleistungen und Sonderre- 
gelungen in vielen Rechts- 
bereichen - vom Steuerrecht 
bis zum Rentenrecht. 

Trotz des tiefgreifenden 
gesellschaftlichen Wandels, 
den wir am Beginn des 
21. Jahrhunderts beobach- 
ten können, sind Ehe und 
Familie die attraktivste Le- 
bensform geblieben. Sie 
haben nichts von ihrer 
grundsätzlichen Bedeutung 
für Staat und Gesellschaft 
eingebüßt. Deshalb ist der 

besondere Schutz, den Arti- 
kel 6 unserer Verfassung 
Ehe und Familie gewährt, 
nach wie vor gut begründet 
und darf nicht zur Dispositi- 
on gestellt werden. 
3 Jede Gesetzgebung 

• muss der fundamen- 
talen Bedeutung der Ehe 
Rechnung tragen; das Recht 
prägt nachhaltig das Werte- 
bewusstsein. Die gesamte 
Rechtsordnung muss so 
ausgestaltet sein, dass der 
besondere Wert von Ehe 
und Familie nicht beschä- 
digt, gemindert oder ver- 
schleiert wird. Die Ehe ist 
mit keiner anderen Lebens- 
gemeinschaft gleichzuset- 
zen. Wo solche Gleichset- 
zungen unzulässigerweise 
vorgenommen werden, geht 
dies notwendigerweise 7ß 
Lasten von Ehe und Familie- 
die dann auch in ihrer 
Bedeutung für Staat und 
Gesellschaft als eine in ihrer 
Werthaftigkeit beliebig zü 

wählende Lebensform unter 
anderen erscheint. Die Pri' 
vilegierung der Ehe ist kein 
Grund für eine Gleichstel- 
lung der Lebenspartnerschaf' 

ten mit ihr. 
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A    Diesen Weg geht aber 
•" • der von der rot-grünen 

Bundesregierung vorgeleg- 
te Gesetzentwurf über ein- 
getragene Lebenspartner- 
schaften für gleichge- 
schlechtliche Partner. Hier 
wird der Versuch unternom- 
men, das Eheprivileg des 
Grundgesetzes auf gleich- 
geschlechtliche Lebenspart- 
nerschaften so weit wie 
mögüch zu übertragen. Die- 
ser Versuch steht gegen 
Geist und Buchstaben unse- 
rer Verfassung. Hier soll 

Ungleiches gleich behandelt 
werden. Die Folge ist, dass 
der besondere Wert von Ehe 
ünd Familie nicht mehr er- 
kennbar bleibt. Deshalb 
lehnt die CDU, die sich im- 
mer als Partei der Familie 
erstanden hat, den rot-grü- 

^en Gesetzentwurf ab. 
G,eichbehandlung bedeu- 
tet* dass Gleiches gleich und 
Ungleiches ungleich behän- 
gt vverden muss. 
^ Mit der Ablehnung der 

•eingetragenen Partner- 
schaft nach den Plänen der 

undesregierung ist keine 
'skriminierung gleichge- 

macht! icher Lebenspart- 
"erschaften verbunden. Die 

DlJ respektiert die Ent- 
scheidung von  Menschen, 

le m solchen Partnerschaf- 
n ihren ganz persönlichen 

j.^ensentwurf zu verwirk- 
ten   suchen.   Sie   aner- 
ennt, dass auch in solchen 

Beziehungen Werte gelebt 
werden können, die grund- 
legend sind für unsere Ge- 
sellschaft. Wir werben für 
Toleranz und wenden uns 
entschieden gegen jede 
Form von Ausgrenzung 
oder Diskriminierung. Es 
war die CDU, die Strafvor- 
schriften, die speziell die 
Homosexualität betrafen, 
abgeschafft hat. Auch in die- 
ser Hinsicht gilt der Grund- 
satz, dass die Politik den 
Menschen nicht vorschrei- 
ben darf, wie sie zu leben ha- 
ben. Zu einer religiös fun- 
dierten ethischen Bewer- 
tung der Homosexualität 
fehlt der Politik jedwede 
Kompetenz. 
6 Die CDU lehnt den rot- 

• grünen Gesetzentwurf 
ab, weil er eine Fülle von Re- 
gelungen, die zum Schutz 
und zur Förderung von Ehe 
und Familie geschaffen wur- 
den, auf gleichgeschlechtli- 
che Lebensgemeinschaften 
übertragen will. Geschähe 
dies, würde der „besondere 
Schutz der staatlichen Ord- 
nung" seiner Inhalte beraubt. 

Die CDU wendet sich des- 
halb gegen alle Versuche, 
Schutz- und Begünstigungs- 
bestimmungen für Ehe und 
Familie auf gleichgeschlecht- 
liche Partnerschaften zu über- 
tragen: 
• Eine Ehe oder ein der Ehe 
gleich kommendes Rechts- 
institut für gleichgeschlecht- 

EH E  UND  FAMILIE ' 

liehe Paare kann es nicht ge- 
ben. Aus gleichem Grund 
sollten derartige Lebenspart- 
nerschaften auch nicht auf 
dem Standesamt beurkundet 
werden. 
• Gesetzliche Unterhalts- 
pflichten gleichgeschlecht- 
licher Paare wie unter Ehe- 
gatten, ein quasi-eheliches 
Güterrecht, ein sozialversi- 
cherungsrechtlicher Versor- 
gungsausgleich im Tren- 
nungsfall, Hinterbliebenen- 
rente sowie ein gesetzliches 
Erb- und Pflichtteilrecht wie 
unter Eheleuten würden da- 
zu beitragen, den Unter- 
schied gleichgeschlechtli- 
cher Partnerschaften zu Ehe 
und Familie zu nivellieren; 
diese Regelungen müssen 
der Ehe vorbehalten bleiben. 
• Das steuerrechtliche Ehe- 
gatten-Splitting ist auf gleich- 
geschlechtliche Lebenspart- 
nerschaften nicht übertrag- 
bar. Das Ehegatten-Splitting 
schafft einen steuerlichen 
Ausgleich für den vom haus- 
haltsführenden Ehepartner 
erbrachten Unterhaltsbeitrag, 
wozu insbesondere auch die 
Erziehung von Kindern zu 
rechnen ist. 

Im Übrigen steht es 
gleichgeschlechtlichen Le- 
benspartnern offen, Unter- 
haltsansprüche, Eigentums- 
fragen oder letztwillige Ver- 
fügungen zu Gunsten des 
Partners durch Erklärungen 
und Vollmachten nach den 
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'EHE   UND   FAMILIE 

rechtlichen Normen bzw. 
durch privatrechtliche Ver- 
träge zu regeln. Wenn es 
nicht notwendig ist, ein Ge- 
setz zu erlassen, ist es not- 
wendig, kein Gesetz zu er- 
lassen. 
7 Die CDU ist bereit, 

• rechtliche Hindernisse, 
die dem gemeinsamen Leben 
und der gegenseitigen Fürsor- 
ge in gleichgeschlechtlichen 
Beziehungen im Wege ste- 
hen, so rasch wie möglich zu 
beseitigen. Wir wollen den 
rechtlichen Schutz gleichge- 
schlechtlicher Partnerschaf- 
ten dort verbessern bzw. her- 
stellen, wo dieser Schutz 
nicht oder nur unvollkommen 
durch das bestehende Rechts- 
instrumentarium geschaffen 
werden kann. Dazu zählen 
insbesondere: 
• Im Mietrecht sollte die 
Möglichkeit geschaffen wer- 
den, dass ein überleben- 
der Partner einer gleich- 
geschlechtlichen Lebensge- 
meinschaft automatisch in 
das bestehende Mietverhält- 
nis eintreten kann. 
• Vor Gericht soll auch ein 
Homosexueller nicht in die 
Zwangslage geraten dürfen, 
gegen den ihm in einer Part- 
nerschaft verbundenen Men- 
schen aussagen zu müssen. 
Auch für gleichgeschlechtli- 
che Lebenspartnerschaften 
sollte ein Zeugnisverweige- 
rungsrecht ermöglicht werden. 
• Die für Angehörige gel- 

tenden großzügigeren Vor- 
schriften bei Besuchen in Ju- 
stizvollzugsanstalten soll- 
ten auch für Partner in 
gleichgeschlechtlichen Le- 
bensgemeinschaften ange- 
wandt werden. 
• Im Fall des Todes eines 
gleichgeschlechtlichen Le- 
benspartners liegt derzeit 
das Recht der Totensorge 
in der Regel bei den An- 
gehörigen mit der unter 
Umständen tragischen Fol- 
ge, dass der überlebende Le- 
benspartner von der Beerdi- 
gung und/oder vom Besuch 
des Grabes ausgeschlossen 
wird. Hier sind die Vor- 
schriften des Bestattungs- 
rechtes zu ändern. 
• Die Vorschriften über das 
Auskunfts-   und   Besuchs- 

recht in Krankenhäusern 
machen die gegenseitige 
Fürsorge gleichgeschlecht- 
licher Partner im Krank- 
heitsfall unmöglich, sofern 
keine ausdrückliche Voll- 
macht vorliegt. Diese Vor- 
schriften sollten flexibili- 
siert werden. 
• Gleichgeschlechtliche 
Partnerschaften sollten die 
von ihnen gewünschten 
Rechtsregelungen für ein 
gemeinsames Leben von ei- 
nem Notar beurkunden las- 
sen. Die in dieser Weise ge- 
ordneten persönlichen Ver- 
hältnisse sind zugleich 
Nachweis ihrer-grundsätz- 
lich - auf Dauer angelegten 
Partnerschaft, ohne dass es 
dazu eines eigenen Recht- 
sinstitutes bedarf. 

„GEHEN SIE AUF DIE MENSCHEN ZU!" 

Aktionsvorschlag - 
„Familien-Gespräche" 

Die Diskussion um das von 
Rot-Grün geplante „Lebens- 
partnergesetz" bietet der 
CDU nicht nur die Chance, 
ihre Position zu diesem 
Aspekt deutlich zu machen. 
Sie bietet vor allem auch die 
Möglichkeit, unser familien- 
politisches Programm vor Ort 
zu diskutieren und daraus ent- 
sprechende Aktionen zur 
Verbesserung von Familien 

in den einzelnen Städten und 
Gemeinden herzuleiten. Ein 
Beitragzurlntensivierungder 
familienpolitischen Diskus- 
sion kann eine CDU-Reihe 
„Familien-Gespräche" sein. 

Das Ziel 

Ziel der Gesprächsreihe 
ist   es,   einen   intensiven 
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EHE  UND  FAMI LIE1 

Dialog mit allen lokalen 
Gruppen und Organisatio- 
nen aufzubauen, die sich 
vor Ort um die Familien 
kümmern. Dabei sollte in 
den einzelnen Gesprächen 
• das familienpolitische 
Programm der CDU „Lust 
auf Familie - Lust auf 
Verantwortung" vorge- 
stellt werden. 
• die Situation von Famili- 
en vor Ort diskutiert wer- 
den. 

•die Position der CDU zu 
gleichgeschlechtlichen 
Partnerschaften dargelegt 
Werden. 

Über diese Gespräche 
h'naus sollte eine regel- 
mäßige Kontaktaufnahme 
angestrebt werden. 

Die Gesprächspartner 

Als mögliche Gesprächs- 
Partner kommen u. a. in 
Frage; 
• die Kirchen und die jüdi- 

schen Gemeinschaften 
* Familienverbände 
* Familienbildungsstätten 
* Kinderschutzbund 
* Träger von Kinder- und 

Familieneinrichtungen 
* Jugendorganisationen 

(Z-B. kirchliche Jugend- 
verbände, Stadtjugen- 
dring) 

* Flterninitiativen 

Der Ablauf 

Der CDU-Kreisverband 
stellt in einem Brief an die Re- 
präsentanten dieser Gruppen 
die CDU-Position zu diesem 
Themenkomplex dar (der 
Brief der Parteivorsitzenden 
an die Vertreter der Kirchen - 
www.cdu.de/infonet - kann 
als Musterbrief dienen) und 
lädt die Vertreter dieser Grup- 
pen und Organisationen nach- 
einander zu Gesprächen ein. 

In der Einladung werden 
die oben beschriebenen The- 
menkomplexe als Gesprächs- 
gegenstand vorgeschlagen. 
Die Gespräche sollten in ei- 
nem zeitlichen Rahmen z.B. 
August bis Oktober stattfin- 
den, um den Charakter einer 
Gesprächsreihe deutlich zu 
machen. 

Die Medienarbeit 

Sobald die Termine fi- 
xiert sind, stellt der Kreis- 
vorsitzende die „Familien- 
Gespräche" der Presse vor. 

Nach den einzelnen Ge- 
sprächen wird ein Pressesta- 
tement - gemeinsam mit den 
Gesprächspartnern - abge- 
stimmt bzw. eine Pressekon- 
ferenz durchgeführt. Die Ge- 
spräche selbst sollten ohne 
Presse stattfinden. 

Zum Abschluss der Ge- 
sprächsreihe werden die 
Ergebnisse zusammenge- 
fasst und die Bilanz sowie 

Die Kirchen in Deutschland 
haben sich stets besonders für 
den Schutz von Ehe und Fami- 
lie eingesetzt. Auch die CDU 
versteht sich als Anwalt von 
Ehe und Familie Eine rechtli- 
che Gleichstellung gleichge- 
schlechtlicher Lebensgemein- 
schaften mit der Ehe lehnen 
wir daher entschieden ab. 

Aus dem Brief 
der Parteivorsitzenden 
an die Kirchen 

die für die CDU daraus re- 
sultierenden lokalen Akti- 
vitäten der Presse vorge- 
stellt. 

Begleitend wird im 
Internet-Auftritt auf die 
Gesprächsreihe verwiesen 
und die Argumentation zu 
dem Thema eingestellt. 

LLirsr/j 

Weitere Informationen 
—* unsere Presse- 

mitteilung „Familien- 
Gespräche" -» Brief 

der Parteivorsitzenden 
an die Kirchen -» 

www.cdu.de/infonet 
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1S TiFT u NG  BILDUNGSTEST 

ANNETTE   SCHAVAN   UND   NORBERT   HAUSER: 

Wir brauchen den offenen 
und transparenten Bildungsmarkt 

Anlässlich der Vorstellung 
der Projekte „Stiftung Bil- 
dungstest" und „Sachver- 
ständigenrat Bildung" na- 
hen die stellvertretende 
Vorsitzende, Annette Scha- 
van, und das Mitglied des 
Ausschusses für Bildung 
und Forschung des deut- 
schen Bundestages, Norbert 
Hauser, auf einer gemeinsa- 
men Pressekonferenz am 
31. Juli ein bildungsfreund- 
liches Klima als Vorausset- 
zung für gesellschaftliche 
Innovationsfähigkeit gefor- 
dert. 

Die „Stiftung Bildungs- 
test" soll deshalb die Öffent- 
lichkeit über die Qualität 
einzelner Bildungsangebote, 
Lehr- und Lernmittel infor- 
mieren. Sie soll als ge- 
meinnützige, unabhängige 
Stiftung bürgerlichen Rechts 
von Bund und Ländern errich- 
tet werden. Ihr Auftrag ist die 
dauerhafte Aufrechterhaltung 
und Verbesserung von Stan- 
dards im Bereich der Ausbil- 
dung, Weiterbildung und 
Qualifizierung. Sie soll Qua- 
litätsmaßstäbe entwickeln 
und etablieren. Dabei wird die 
Sorgfalt bei der Entwicklung 
und die Unabhängigkeit bei 
der Durchführung von Prüf- 

verfahren für den Wert der 
veröffentlichten Ergebnisse 
garantieren. 

Die Bildungsdebatte, so 
Annette Schavan, ist reif für 
die „Stiftung Bildungstest". 
„Wir brauchen jetzt keine 
weiteren Appelle mehr, wie 
wichtig Bildung ist. Wir brau- 
chen Vertrauen, dass die in 
Deutschland angebotene Bil- 
dung gut ist", sagte die Vorsit- 
zende der Bildungskommissi- 
on des Präsidiums. 

Wichtiger Baustein 
für eine zukunftsfähige 

Gesellschaft 

„Lernen muss sich loh- 
nen"-das Testurteil der „Stif- 
tung Bildungstest" muss ein 
jedermann bekanntes Mar- 
kenzeichen werden, das zur 
persönlichen Investition in 
Bildung ermutigt. Die Be- 
wertung „Bildungstest: Sehr 
gut" muss eine Erfolgs- 
garantie für jeden sein, der 
sich entschließt, in die eige- 
ne Bildung zu investieren. 
„Wenn dies gelingt, kann die 
„Stiftung Bildungstest" ein 
wichtiger Baustein für eine 
zukunftsfähige Gesellschaft 
werden", so Schavan. 

Entscheidend für Akzep- 
tanz und Erfolg der „Stiftung 
Bildungstest" werde - wie 
bei der „Stiftung Warentest" 
- ihre Marktgerechtigkeit 
sein. Die Bürgerinnen und 
Burger sollen nicht bevor- 
mundet, „betreut" und „be- 
gleitet" werden, sondern 
konkrete Antworten auf die- 
jenigen Fragen bekommen, 
die sie sich bei der persönli- 
chen und familiären Bil- 
dungsplanung stellen, beton- 
te der Abgeordnete Norbert 
Hauser. 

Welche Angebote geprüft 
werden, müsse der Markt ent- 
scheiden. Die „Stiftung Bil- 
dungstest" soll deshalb kei- 
ner bürokratischen Ein- 
schränkung unterworfen sein- 
Sie soll von der Lernsoftware 
über das Lexikon bis zur be- 
ruflichen Qualifizierungs- 
maßnahme alles testen 
dürfen, was ihre Kundinnen 
und Kunden getestet sehen 
wollen. 

Norbert Hauser beschrieb 
das Profil der neuen Einrich- 
tung: „Die 'Stiftung Bildung' 
stesf ist kein Instrument der 
öffentlichen Bildungssteue- 
rung, sondern soll helfen, ei- 
nen transparenten und offc' 
nenBildungsmarktherzustel' 
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STIFTUNG   BILDUNGSTEST ' 

len. Sie soll den Wettbewerb 
Und das Kostenbevvusstsein 
IITl Bildungswesen stärken. 
Öenn nur Wettbewerb schafft 
Qualität, und nur Qualität 
Schafft Vertrauen." Hauser 
kündigte für den Herbst 2000 
einen entsprechenden Ge- 
setzentwurf der CDU/CS U- 
ßündestagsfraktion an. 

Die „Stiftung Bildungs- 
test" soll sich durch Einnah- 
men aus Publikationen finan- 
2|eren. Ein jährlicher Zuschuss 
*S Bundes und der Länder soll 
'hpen Haushalt ausgleichen. 
truktur und Arbeitsweise sol- 

en sich möglichst nah an die 
erfolgreiche „Stiftung Waren- 
lest" anlehnen. 
, Norbert Hauser: „Die 
.Stiftung Bildungstest' wird 
linier vvieder nachweisen, 
ass sich Bildung lohnt, 

Wenn sie Qualität hat." 

Sachverständigenrat 
Bildung: Bund soll 

"^ildungsweise" berufen 

Hauser erläuterte seinen 
0lscblag, in Anlehnung an 
'e »Fünf Wirtschaftswei- 

sen" 
einen Sachverständi- 

gst Bildung zu berufen: 
j' °" der Standort Deutsch- 
et1 auch in Zukunft spitze 

v 
n' Müssen wir heute schon 

^•"Stellungen von den Bil- 

foHgS" Und Ausbildungsan- 
^'"erungen haben, die uns in 

Jahren erwarten." 

Annette Schavan und Norbert Hauser: Die Bürger sollen kon- 
krete Antworten auf Fragen ihrer persönlichen und familiären 
Bildungsplanung bekommen. 

Die Entwicklungen des 
wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Geschehens mit 
Blick auf die Dienstleistungs- 
und Wissensgesellschaft ma- 
chen deutlich, dass Qualifi- 
zierung, Aus- und Fortbil- 
dung sowie kontinuierliche 
Innovationsentwicklungen 
Schlüsselbereiche darstellen. 

Die Aufgabe der „Bil- 
dungsweisen" soll die Unter- 
suchung der Bildungsmarkte, 
die Analyse und Bewertung 
von Bildungs-, Ausbildungs- 
und Qualifizierungstrends 
mit Blick auf langfristige Ent- 
wicklungen einerseits und ein 
Abgleich mit den staatlich 
und gewerblich gesetzten Zie- 
len anderseits sein. In einem 
jährlich erscheinenden Gut- 
achten, das dem Bundeskanz- 
ler vorzulegen ist, sollen Zu- 
kunftstrends beschrieben und 
Strukturempfehlungen dar- 
aus abgeleitet werden. Diese 

gestatten Politik, Wirtschaft, 
Nachfragern und Anbietern 
am Bildungsmarkt, ihre Akti- 
vitäten zu orientieren und zu 
modifizieren. 

Der Sachverständigenrat 
bildet auf diese Weise eine 
Art „Frühwarnsystem", so 
Hauser, das Schwachstellen 
bestehender Bildungsge- 
danken bzw. Ausbildungs- 
systeme frühzeitig auf- 
spüren und bekanntmachen 
könne. „Wissen ändert sich 
schneller, als wir reagieren." 

Annette Schavan sieht in 
der Berufung der„Bildungs- 
weisen" nicht nur eine sym- 
bolische Aufwertung des 
Themas Bildung: „Der Jah- 
resbericht der Bildungswei- 
sen wird die Bildungsdebat- 
te beleben und alle Akteure 
im Bereich Schule, Hoch- 
schule und Weiterbildung 
unter produktiven Hand- 
lungsdruck setzen."       UD 
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1STEUERREFORM 

DIETRICH   AUSTERMANN: 

Steuerreform muss an zentralen 
Punkten nachgebessert werden 

Zu den im Frühherbst an- 
stehenden parlamentari- 
schen Beratungen über die 
Nachbesserungen des Steu- 
erreformgesetzes erklärte 
der haushaltspolitischen 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Diet- 
rich Äustermann: 

Die rot-grüne Steuerre- 
form entfaltet ihre volle Ent- 
lastungswirkung erst im Jah- 
re 2005. Nach dem beschei- 
denen Einstieg in die Steuer- 
reform im Jahr 2001 bringt 
das Vermittlungsergebnis in 
den Jahren 2002 bis 2004 
sogar gegenüber dem ur- 
sprünglichen Entwurf der 
Bundesregierung Mehrbela- 
stungen für Bürger und Un- 
ternehmen. Dieser Geburts- 
fehler der rot-grünen Steuer- 
reform muss bei den parla- 
mentarischen Beratungen 
beseitigt werden. Ohne Nach- 
besserungen darf die Union 
im Bundestag nicht zustim- 
men, denn die Steuerreform 
tritt zeitgleich mit der dritten 
Stufe der sog. Ökosteuer in 
Kraft, die die wirtschaftliche 
Entwicklung belastet. 

Die Union muss mit Nach- 
druck darauf drängen, dass 
es bald zu einer spürbaren 
Steuerentlastung für alle Ein- 

D. Austermann 

kommensbezieher kommt. 
Die spürbare Absenkung des 
Eingangssteuersatzes um fast 
11 Prozentpunkte im Jahre 
2005 bei gleichzeitiger Anhe- 
bung des Grundfreibetrages 
entlastet den Kleinverdiener. 
Allerdings schlägt gerade 
dann die Ökosteuer zu; die 
Absenkung der Körper- 
schaftsteuer auf 25 % und des 
Spitzensteuersatzes bei der 
Einkommensteuer auf 42 % 
entlastet die wirklichen 
„Großverdiener" deutlich. 

Die in Wahlkampfzeiten 
so hofierte „Neue Mitte", d. 
h. die Facharbeiter, die quali- 
fizierten Angestellten, die 
Freiberufler usw., hat Rot- 
Grün mit der beschlossenen 
Steuerreform verraten: die 
Absenkung des Grenzbetra- 

ges, ab dem der Spitzensteu- 
ersatz zu zahlen ist - um rd- 
8.000 DM auf nunmehr rd. 
102.000 DM - führt insbe- 
sondere im Einkommensbe- 
reich der „Neuen Mitte" (et- 
wa 60.000 DM bis lOO.OOO 
DM zu versteuerndem Ein' 
kommen) zu nur gering' 
fügigen Entlastungen. Unter 
Berücksichtigung der bis 
2005 anzunehmenden jährli- 
chen Einkommenssteigerun' 
gen von 2 bis 3 vH ändert sich 
die prozentuale Steuerbela' 
stung dieser Einkommens' 
bezieher praktisch nicht. 

Beispiel: Wer im Jahr b 

Millionen DM verdient, wir** 
ab dem Jahr 2005 um rd. \V 
Million entlastet; und wem1 

er 2005 noch eine Millio11 

DM mehr verdient, ander1 

sich an dieser Entlastung5' 
Wirkung nichts - er wird den' 
nitiv um rd. 10 Prozentpunk' 
te entlastet! Wer aber heu^ 
80.000 DM verdient und '$ 
Jahr 2005 90.000 DM,dessefl 

prozentuale SteuerbelasU"1:' 
bleibt praktisch unverändert 

Das müssen wir zugnn' 
sten der Leistungsträger die' 
ser Gesellschaft korrigiere!1 

Hierzu bietet es sich an, & 
Betrag, ab dem der Spitze"' 
Steuersatz zu zahlen ist, w^ 
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H OLZMANN AG1 

GENERALSEKRETÄR RUPRECHT POLENZ 

Kanzler der eitlen Selbstinszenierung 
Zu der von Bundeskanzler 
Schröder zugesagten, aber 
ausgebliebenen Hilfe für 
den Holzmann-Konzern 
erklärte Generalsekretär 
Ruprecht Polenz: 

Als Augenblickskanz- 
•er spielt Schröder mit der 
Vergesslichkeit der Men- 
sehen. Am 24. November 
bellte er sich als Retter in 
der Not vor die sorgenvol- 
'en Arbeitnehmer der Holz- 
^ann AG und versprach 
Darlehen und Bürgschaft in 
e'ner Gesamthöhe von 250 
Millionen Mark. 

Dies tat er ohne Rück- 
S'cht auf die Mitbewerber 
tfolzmanns, insbesondere 
ln der mittelständischen 
Bauindustrie. Allein das 
Kanzlerwort und das Aus- 

scheren der Holzmann AG 
aus dem Tarifvertrag dürfte 
inzwischen manchen Kon- 
kurrenten in Schwierigkei- 
ten gebracht haben. 

Keine müde Mark 

Aber Schröder war der Ju- 
bel der betroffenen Holz- 
mann-Arbeiter wichtiger als 
ordnungspolitische Grundsät- 
ze. Umso mehr muss sich jetzt 
auch die Belegschaft von 
Holzmann vor den Kopf ge- 
stoßen fühlen. Denn bis heute 
ist von den zugesagten Kanzl- 
ergeldern keine müde Mark 
geflossen. In acht Monaten hat 
er es nicht für nötig gehalten, 
sein Versprechen einzulösen. 
Die Behauptung, sein Ver- 

sprechen gelte vorbehalt- 
lich einer Zustimmung 
durch die EU, ist der durch- 
sichtige Versuch, sich aus 
der Affäre zu ziehen 

Der Kanzler erweist sich 
beim Wortbruch als Wie- 
derholungstäter. Die Holz- 
mann-Affäre reiht sich ein 
in eine Reihe gebrochener 
Versprechen. Schröder hat 
die Rentner dreimal hinters 
Licht geführt und ist auch in 
der Bildungspolitik wort- 
brüchig. Von der verspro- 
chenen Verdoppelung der 
Bildungsinvestitionen ist 
keine Rede mehr. 

Für Schröder zählt nur 
die eitle Selbstinszenie- 
rung des Augenblicks. Er 
setzt auf ein kurzes Ge- 
dächtnis der Menschen. 

derauf 110.000 DM herauf- 
setzen.   Dies   würde  die 

teuerkurve nach rechts ver- 
geben und vor allem die 

tleren    Einkommensbe- 
^leher, Angestellte, Selbst- 

s
and'ge   und   mittelständi- 

e Unternehmer entlasten. 
.   Der Spielraum für diese 
^Besserungen im Korrek- 
^•"-Gesetz ist vorhanden; der 
Nv

0llege Metzger, der gerade 
Ieder einmal von Steuer- 

mehreinnahmen in Milliar- 
denhöhe berichtet, bestätigt 
damit ungewollt unseren 
Verdacht, dass sich der Fi- 
nanzminister bei der letzten 
Steuerschätzung bewusst 
arm gerechnet hat. Davon ab- 
gesehen kommt es gerade in 
diesem Jahr zu unerwarteten 
Mehreinnahmen der öffent- 
lichen Hand. 

Allein die Versteigerung 
der  UMTS-Lizenzen   wird 

zur Zeit mit 60 - 80 Mrd DM 
taxiert; hier war zuvor von 
120 Mrd DM die Rede. Mit 
Hilfe dieser Einnahmen wä- 
reesdem Bundesfinanzmini- 
ster auch möglich, allen Län- 
dern dabei zu helfen, verfas- 
sungskonforme Haushalte 
vorzulegen. Über die einzel- 
nen Instrumente eines „Steu- 
erreform-Finanzausgleichs" 
muss im Herbst verhandelt 
werden. UD 
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1 RADIKALISMUS 

GENERALSEKRETäR   RUPRECHT   POLENZ: 

Verfassungsschutz und Polizei im Kampf 
gegen den Rechtsextremismus stärken 

Die erschreckenden Bei- 
spiele rechtsextremer Ge- 
walt gerade in den neuen 
Bundesländern dürfen nie- 
manden gleichgültig lassen. 

Es muss alles unternom- 
men werden, den menschen- 
verachtenden Gewalttaten 
gegenüber Ausländern, Ob- 
dachlosen und Behinderten 
in Deutschland nachdrück- 
lich entgegenzutreten und 
dem schlimmen Treiben 
endlich Einhalt zu gebieten. 

Die Schröder-Regierung 
trägt eine beträchtliche Mit- 
verantwortung an der be- 
sorgniserregenden Situati- 
on. Statt konzertierter Be- 
troffenheitserklärungen 
muss sie endlich handeln. 

SPD-Landesregierungen 
haben versagt 

Es ist unerträglich, dass 
heute jene aufschreien, die 
jede Art von Bekämpfung 
des Radikalismus leicht- 
fertig und aus ideologi- 
schen Gründen geschwächt 
haben. Die SPD-Landes- 
regierungen haben unter 
Beteiligung der Grünen 
oder Duldung der PDS die 
staatlichen Instrumente zur 

Bekämpfung und Kontrolle 
der Extremisten systema- 
tisch unwirksam werden 
lassen. An erster Stelle 
der damalige Ministerprä- 
sident von Niedersachsen, 
Gerhard Schröder. 

So wurde in Niedersach- 
sen in der Regierungszeit 
von Ministerpräsident Ger- 
hard Schröder die Zahl der 
Mitarbeiter des Verfassungs- 
schutzes auf nahezu die Hälf- 
te reduziert. In Sachsen-An- 
halt, wo die SPD unter Dul- 
dung der PDS regiert, wurde 
das Landesamt für Verfas- 
sungsschutz 1999 aufgelöst 
und werden seine Aufgaben 
nun vom Landesinnen- 
ministerium mitverwaltet. 
Wer den Verfassungsschutz 
schwächt, stärkt im Ergebnis 
den Radikalismus. Er han- 

delt in höchstem Maße ver- 
antwortungslos. 

Es gibt ein Bündel an Ursa- 
chen, die zu der jetzigen Situa- 
tion geführt haben. Gegen- 
maßnahmen müssen deshalb 
gebündelt und mit unter- 
schiedlicher Stoßrichtung ein- 
gesetzt werden. Dazu gehört 
vor allem ein breiter gesell' 
schaftlicher Diskurs über die 
Werte, die unsere Gesellschaft 
zusammenhalten. 

Mit Warten ist es 
nicht getan 

Schröder muss als selbster- 
nannter Chef für den Aufbau 
Ost endlich seine Verspreche'1 

wahrmachen. Die Entwick- 
lung der ArbeitslosenzahlC1 

in den neuen Ländern, vor al' 
lern die hohe JugendarbeitslO' 
sigkeit, macht das Versage11 

Schröders offenkundig. M'1 

dem Warten auf die Wirkun- 
gen einer besseren Konjunk' 
tur ist es nicht getan. Zum Aul' 
bau Ost gehören auch der Au'' 
bau einer sinnvollen Jugend' 
arbeit und die Vermittlung vo11 

Werten. Die Schröder-Regie' 
rung hat hier, außer wortre1' 
chen Ankündigungen, nicht* 
vorzuweisen. U 
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MITTELSTAND 

HANSJüRGEN   DOSS: 

REFORMSTAU gibt es in 
Deutschland auch nach 
Verabschiedung der Steu- 
erreform. Die geplante 
Rentenreform muss unbe- 
dingt verwirklicht werden, 
und auch die Flexibilise- 
rung des Arbeitsmarkts 
steht weiterhin aus. Horst 
Köhler, Direktor des Inter- 
nationalen Währungs- 
fonds (IWF): Was hier bis- 
her getan wurde, reicht 
eindeutig nicht. 

EIN FLOP droht nach 
Meinung von immer mehr 
Arbeitgebern die Green- 
Card-Vergabe zu werden. 
Enorme sprachliche Pro- 
bleme und Mangel an 
rechtlichem Hintergrund- 
wissen sind die meist 
genannten Gründe dafür, 
dass nur sehr zögerlich von 
der Möglichkeit Gebrauch 
gemacht wird, Arbeitsplät- 
ze mit ausländischen IT- 
Spezialisten zu besetzen. 

EIN SIGNAL hat nach 
Meinung der Deutschen 
Akademie für Sprache und 
Dichtung die „Frankfurter 
Allgemeine" gesetzt. Seit 
1- August ist die renom- 
mierte Tageszeitung wie- 
der zur alten Schreibweise 
zurückgekehrt. Begrün- 
dung: Die Ziele der Recht- 
schreibreform sind nicht 
erreicht worden. 

Gegen Ausweitung 
der Mitbestimmung auf 

Kleinstbetriebe 
Zu den vorgelegten Plänen 
der SPD und nun auch der 
Grünen zur Reform der 
Mitbestimmung erklärte 
der mittelstandspolitische 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Hans- 
jürgen Doss. 

Dem persönlich haftenden 
mittelständischen Unterneh- 
mer, der bereits bei der Steu- 
erreform nicht ausreichend 
berücksichtigt wurde, steht 
neuer Ärger ins Haus. 

Bereits im Februar diesen 
Jahres hatte Riester ange- 
kündigt, die Mitbestimmung 
schon in Kleinstbetrieben ab 
drei Mitarbeitern einführen 
zu wollen. Die nun vorliegen- 
den Pläne der Grünen sehen 
ebenfalls eine massive Aus- 
weitung der Mitbestimmung 
in kleinen und mittleren Be- 
trieben vor. 

Der mittelständische Un- 
ternehmer, der flexibel und 
schnell auf marktwirtschaftli- 
che Veränderungen reagieren 
muss, um sein Unternehmen 
wettbewerbsfähig zu halten, 
bekommt mit diesen Plänen 
einen Knüppel zwischen die 
Beine geworfen: 
• es wird ein kosten- und 

zeitintensiver bürokratischer 
Aufwand entstehen, 
• Verantwortung wird verla- 
gert und Entscheidungspro- 
zesse werden erschwert und 
verlängert; 
• dies führt zu einer massiven 
Einschränkung unternehme- 
rischer Flexibilität, 
• Existenzgründer und aus- 
ländische Investoren werden 
abgeschreckt, 
• die Wettbewerbsfähigkeit 
gegenüber ausländischen Un- 
ternehmern wird massiv ein- 
geschränkt. 

Statt den Mittelstand, der 
zwei Drittel aller Arbeits- 
plätze und 80% aller Ausbil- 
dungsplätze bereitstellt, zu 
entlasten, wird er mit dieser 
Art von Politik zusätzlich 
belastet und demotiviert. 
Ihm wird die Möglichkeit 
genommen, erfolgreich zu 
wirtschaften und Arbeits- 
und Ausbildungsplätze zu 
schaffen. Ende des Jahres 
soll der „Kampf gegen die 
mitbestimmungsfreien Zo- 
nen" in einem Gesetzent- 
wurf münden. Dem Mittel- 
ständler stehen wieder ein- 
mal äußerst trübe rot-grüne 
Aussichten bevor. UD 
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REGIERUNGSPOLITIK 

WOLFGANG   BOSBACH: 

Ernüchternde Halbzeitbilanz 
auch in der Innen- und Rechtspolitik 

Zur Halbzeitbilanz der rot- 
grünen Koalition erklärte 
der Stellvertretende Vor- 
sitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Wolf- 
gang Bosbach: 

Gerade in der Innen- und 
Rechtspolitik zeigt sich, 
dass das vom Bundeskanz- 
lerderöffentlichkeit vorge- 
tragene Eigenlob ohne Sub- 
stanz und sachliche Berech- 
tigung ist: 

Tatsächlich wird die rot- 
grüne Innen- und Rechtspo- 
litik charakterisiert durch 
Untätigkeit auf der einen 
und großspurig angekündig- 
te Projekte auf der anderen 
Seite, die entweder an den 
Realitäten bereits geschei- 
tert sind oder vordem Schei- 
tern stehen. 

So ist das im ersten rot- 
grünen Elan verkündete Pre- 
stigeprojekt, die Revolutio- 
nierung unseres Staatsan- 
gehörigkeitsrechts, bereits im 
Frühsommer 1999 an dem in 
der Unterschriftenaktion von 
CDU und CSU deutlich ge- 
wordenen Widerstand der 
Bevölkerung gescheitert. 

Es ist nicht einmal in An- 
sätzen erkennbar, dass die 
Koalitionsvereinbarung in 
der praktischen Politik um- 

k 
gesetzt werden wird. Den 
vollmundigen Ankündigun- 
gen im Bereich der Inneren 
Sicherheit und der Staats- 
modernisierung sind bis 
heute keine Konzepte oder 
gar Taten gefolgt. 

Ausweichen in 
die „Kommissionitis" 

Die öffentlichkeitswirk- 
samen Positionierungen des 
Bundesinnenministers in der 
Ausländer- und Asylpolitik 
(„Die Grenzen der Belastbar- 
keit der Bundesrepublik 
durch Zuzug sind überschrit- 
ten.") sind im Kabinett regel- 
mäßig nicht mehrheitsfähig. 

Tatsächlich schafft die 
Bundesregierung neue An- 
reize für weitere Zuwande- 

rung: durch eine erleichterte 
Visaerteilung, durch die 
Aufhebung des Arbeitsver- 
bots für Asylbewerber, die 
konzeptionslose Durchbre- 
chung des Anwerbestopps 
von 1973 und durch das Hin- 
auszögern eines Zuwande- 
rungsbegrenzungsgesetzes; 
letzteres geschieht durch das 
Ausweichen in die „Kom- 
missionitis". 

Bei der neuen Idee von 
Rot-Grün, gleichgeschlechtli- 
cher Partnerschaften der Ehe 
gleichzustellen, meldet sich 
der Bundesinnenminister kor- 
rekterweise mit Bedenken zu 
Wort. Dagegen setzt sich 
koalitionsintern die verfas- 
sungsrechtlich legerere Hal- 
tung der Bundesjustizministe- 
rin durch. Diese läßt sich von 
den Grünen ihre Rolle als Ver- 
fassungsministerin abhandeln 
- für deren Zustimmung zum 
eigenen Lieblingsprojekt, un- 
seren Justizaulbau durchein- 
ander zu bringen. Gegen die 
einmütige Kritik des juristi- 
schen Sachverstandes aus der 
Praxis und der Landesjustiz- 
minister opfert die Ministerin 
eine funktionsfähige Zivil- 
und Stratjustiz dem Bedürf- 
nis, sich ein legislatorisches 
Denkmal zu setzen. UD 

14 • UID 23/2000 



REGIERUNGSPOLITIK 

MARIA   EICHHORN: 

Rot-Grün benachteiligt die Frauen 
Zur Renten- und Steuerre- 
form der Bundesregierung 
erklärte die Vorsitzende der 
Arbeitsgruppe für Familie, 
Senioren, Frauen und 
Jugend der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Maria 
Eichhorn: 

Nachdem die Bundesre- 
gierung die Kritik des Frauen- 
bündnisses aus Mitgliedern 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, des Deutschen Ge- 
werkschaftsbundes, des Zen- 
tralkomitees der deutschen 
Katholiken, des Bundes Ka- 
tholischer Unternehmer und 
dem Deutschen Frauenrat an 
der geplanten Rentenreform 
zurückgewiesen hat, schließt 
sich jetzt auch das Deutsche 
Institut für Wirtschaftsförde- 
rung (DIW) unserer Auffas- 
sung an, dass die Rentenre- 
form die Frauen besonders be- 
nachteiligt. 

Die Absenkung des Stan- 
dard-Rentenniveaus auf ca. 
61 Prozent wirkt sich insbe- 
sondere für Frauen verhee- 
rend aus, da sie, bedingt durch 
die Kindererziehungszeiten, 
nicht die hierfür geforderten 
45 Beitragsjahre erreichen 
können. 

Der drohenden Altersar- 
rnut von Frauen kann nur 
durch eine klare familienpoli- 
hsche Komponente bei der 

Förderung des Aufbaus einer 
privaten Alters Vorsorge ent- 
gegengewirkt werden. Die 
bisher vorgesehenen Maß- 
nahmen der Bundesregierung 
sind absolut unzureichend. 
Gerade Familien sind auf- 
grund der hohen finanziellen 
Belastungen und Einkom- 
mensverluste während der 
Kindererziehung mit dem 
Aufbau einerprivaten Vorsor- 
ge überfordert. Während nach 
dem Regierungsentwurf z.B. 
ein kinderloses Ehepaar mit 
bis zu 700,00 DM jährlich 
gefördert werden soll, ist die 

Familie mit zwei und mehr 
Kindern der Bundesregie- 
rung gerade mal eine Förde- 
rung von maximal 1000,- 
DM pro Jahr wert. Als Krö- 
nung der Ungerechtigkeit 
wird die Anzahl der Kinder, 
die eine Familie zu versorgen 
hat, bei den Einkommens- 
grenzen für eine Förderung 
nichtberücksichtigt. Kinder- 
lose Ehepaare und Familien 
erhalten nach dem Regie- 
rungsentwurf eine Förde- 
rung bis zu einem zu ver- 
steuernden Jahreseinkom- 
men von 70.000 DM. 

UNSER   RENTENKONZEPT   IST   KLAR 

Die wichtigsten Punkte: 

• Wir wollen einen Zeit- 
horizont bis mindesten 
2030. • Beim Ausbau der 
privaten Vorsorge fehlt 
nach wie vor eine ausrei- 
chende Förderung der Fa- 
milien. Wir wollen einen 
direkten Zuschuss von 30 
DM pro Kind und Monat. 
• Wir sind nach wie vor ge- 
gen Rentenanpassung nach 
Inflationsrate. • Grundsi- 
cherung innerhalb der So- 
zialhilfe: nicht akzeptabel. 
Sie hätte ungerechte Ver- 
teilungswirkungen   und 

würde den Kommunen 
neue Lasten aufbürden. • 
Der „Ausgleichsfaktor", 
der zu einem Rentenni- 
veau von 54 Prozent ge- 
führt hätte, ist zwar verän- 
dert worden. Aber ein Ni- 
veau von 64 Prozent, das 
erreicht werden soll, ist im- 
mer noch nicht gesichert. 
• Die Beitragssätze für die 
jüngere Generation dürfen 
nach unserer Auffassung 
von Generationengerch- 
tigkeit nicht höher sein als 
die der älteren Generation. 
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BUNDES FACHAUSSCHUSS 

PROF.   DR.   HERIBERT   OFFERMANNS, 

VORSITZENDER   DES   BUNDESFACHAUSSCHUSSES   FORSCHUNG  UND   INNOVATION: 

Innovationspolitik als strategisches 
Handlungsfeld der CDU 

Für die CDU ist klar: Wir 
wollen, dass Deutschland 
erfolgreich im Wettbe- 
werb um führende wissen- 
schaftliche, technologi- 
sche und wirtschaftliche 
Leistungen ist. 

Wohlstand 
für alle kann nur 
gesichert   wer- 
den, wenn wir 
auf   möglichst 
vielen   Feldern 
Spitze sind. Nur dann wer- 
den wir auch die Richtung 
der Entwicklung mitbestim- 
men können. 

Forschungs- und Innovati- 
onspolitik ist deshalb ein ganz 
zentrales Thema für unser 
Land und ein ganz zentrales 
Thema fürdie parteipolitische 
Profilierung der CDU. Die 
Menschen werden in Zukunft 
stärker als bisher ihre Wahl- 
entscheidung davon abhängig 
machen, wem sie die bessere 
Innovationspolitik zutrauen. 

Chancen der CDU als 
Innovationspartei nutzen 

Unsere Ausgangschancen 
sind gut. Die CDU hat sich 
immer den Herausfordern n- 

Wir 

gen unserer Zeit - Ressour- 
censchonung, Ernährung und 
Gesundheit, umweltfreundli- 
che Energieversorgung und 
Erfüllung der Mobilitätsan- 
sprüche - gestellt und dabei 

Heribert Offermanns: 
haben vielfältige Initiativen 
auf den Weg gebracht. 

Forschung und Innovation als 
große Chance gesehen, ohne 
die Abwägung der Risiken zu 
vernachlässigen. 

Die anderen Parteien, 
auch das rot-grüne Regie- 
rungslager, haben sich heute 
Forschung und Innovation 
auf ihre Fahnen geschrieben, 
bleiben jedoch unglaubwür- 
dig. Die Entscheidung gegen 
den Transrapid und das Igno- 
rieren des wissenschaftlichen 
Urteils bei der Frage der Zu- 
lassung des Anbaus von gen- 
technisch veränderten Nutz- 
pflanzen sind Beispiele für 
das Auseinanderfallen von 
verbalen Bekenntnissen zu 
Forschung und Technik und 
konkreten innovationsfeind- 
lichen Entscheidungen. Ge- 
rade die junge  Generation 

nimmt den Sachverhalt deut- 
lich wahr. Die Jugend von 
heute ist  leistungsorientiert 
und   technikaufgeschlossen. 
Es ist deshalb nicht erstaun- 
lich, dass unter den jungen 

Menschen    die 
Zahl  der Sym- 
pathisanten  der 
Union angestie- 
gen    ist.    Dies 
belegen        die 
Wahlergebnisse 

ebenso wie die Ergebnisse der 
jüngsten Shell-Jugendstudie. 

Es gilt nun, unsere gute 
Ausgangsposition zu nutzen 
und die CDU als die Innova- 
tionspartei in der Öffentlich- 
keit deutlich erkennbar zu 
machen. Dies erfordert die 
Besetzung der Zukunftsthe- 
men  und  das Zusammen- 
spiel der politischen Organe. 

Breiter Fächer 
innovations- und 

bildungspolitischer 
Aktivitäten 

Die CDU hat in den Er- 
furter Leitsätzen bereits im 
April 1999 das ehrgeizige 
Ziel formuliert, Deutsch- 
land zum modernsten Wis- 
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senschafts- und Innovati- 
onsstandort in Europa ent- 
wickeln zu wollen. Inzwi- 
schen füllen wir diesen An- 
spruch mit vielfältigen Akti- 
vitäten aus: 
• Die CDU hat unter der 
Leitung von Ministerin 
Annette Schavan moderne 
oildungsleitsätze vorgelegt, 
die im Rahmen eines kleinen 
Parteitags in Stuttgart disku- 
hert und verabschiedet wer- 
den. 

• Als erste Partei hat die 
CDU einen Internet-Spre- 
cher berufen. Der Unterneh- 
mer Thomas Heilmann leitet 
Zl>sammen mit Generalse- 
kretär Ruprecht Polenz 
e,ne Kommission, die ein 
deutsches Internet-Entwick- 
lungsprogramm erarbeitet. 
* Jürgen Rüttgers, stellv. Par- 
teivorsitzender, bereitet eine 
Fachtagung zur ethischen 
Verantwortung in Wissen- 
schaft und Technik vor. 
* Unter dem Dach des 
°undesfachausschusses ist 
zudem ein Arbeitskreis 
°'oethik eingesetzt worden, 
der von Frau Quisthoudt- 
Rowohl MdEP geleitet 
Wird. 

* Die Konrad-Adenauer- 
Stiftung legt einen Schwer- 
punkt ihrer Arbeit auf For- 
schung und Wissenschafts- 
tnemen, veranstaltet Tagun- 
gen und erarbeitet Studien, die 
§ute Entscheidungsgrundla- 
§en für die Politik sind. 

B U N DES FACHAUSSCHUSS ' 

• Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion reagiert schnell 
auf aktuelle forschungspoli- 
tische Entscheidungen und 
Entwicklungen, treibt die 
Regierung Schröder mit An- 
fragen und Debatten zum 
forschungspolitischen Han- 
deln und erarbeitet sachpoli- 
tische Alternativen zu rot- 
grünen Gesetzesvorhaben. 

Aufgabe des Bundes- 
fachausschusses Forschung 
und Innovation der CDU ist 
es in diesem Konzert, die 
Grundsätze der Forschungs- 
und Technologiepolitik der 
CDU herauszuarbeiten, län- 
gerfristige innovationspoli- 
tische Konzepte zu ent- 
wickeln und den kontinuier- 
lichen Kontakt mit Wissen- 
schaft und Forschung für die 
CDU zu gewährleisten. 

Im Bundesfachausschuss 
Forschung und Innovation ar- 
beiten Bundes-, Landes- und 
Europaparlamentarier ebenso 
mit wie Wissenschaftler und 
Unternehmer. Somit wird hier 
politischer, wirtschaftlicher 
und wissenschaftlicher Sach- 
verstand zusammengeführt. 

Die sachpolitische Arbeit 
des Bundesfachausschusses 
orientiert sich an den vorran- 
gigen innovationspolitischen 
Herausforderungen: 
• Wir brauchen in Deutsch- 
land ein innovationsfreundli- 
ches Klima,gute Bedingungen 
für innovative Unternehmen, 
Existenzgründer  und  Nach- 

Heribert Offermanns: 
Wir streben für die 
CDU die Meinungs- 
führerschaft an und 

werden das Feld 
nicht Verweigerern 
und Verhinderern 

überlassen. 
Im Dialog mit Bür- 

gerinnen und Bürgern 
wirken wir auf einen 
breiten gesellschaft- 

lichen Konsens in 
Fragen der Zukunfts- 

technologien hin. 

vvuchswissenschaftler, Dere- 
gulierung und Entbürokrati- 
sierung sowie ein besseres öf- 
fentliches Verständnis für For- 
schung und Technologie. 
• Unsere Forschungsland- 
schaft muss zukunftsfähig 
gemacht werden, die For- 
schungsinstitute brauchen 
mehr Freiraum, mehr Flexi- 
bilität, mehr Interdisziplina- 
rität und Internationalität, 
und die Universitäten müs- 
sen gestärkt werden. 
• Wir brauchen in Deutsch- 
land und Europa eine For- 
schungsförderung aus einem 
Guss und nicht zahlreiche 
zersplitterte und unabge- 
stimmte Programme der EU, 
des Bundesforschungsmini- 
steriums, des Bundeswirt- 
schaftsministeriums und der 
Länder. Vor allem brauchen 
wir Strategien für die Schlüs- 
seltechnologien des 21. Jahr- 
hunderts. UD 
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MEDIEN 

URSULA   HEINEN: 

EU-Internet-Steuer widerspricht 
dem Geist von Okinawa 

Zu der auf dem G8-Gipfel 
verabschiedeten „Charta 
von Okinawa über die glo- 
bale Informationsgesell- 
schaft" erklärte die Spre- 
cherin der Jungen Gruppe 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Ursula Heinen: 

Ein richtiger Schritt, doch 
jetzt müssen die nationalen 
Regierungen beweisen, dass 
sie es mit der Umsetzung der 
Charta auch ernst meinen. 

So heißt es in der Gipfel- 
Erklärung: „Es ist wichtig, 
unangemessene ordnungs- 
politische Interventionen zu 
vermeiden, die produktiven 
Initiativen des privaten Sek- 
tors zur Schaffung eines IT- 
freundlichen Umfelds zuwi- 
derlaufen. Die Regelungen 
müssen berechenbar sein und 
Vertrauen von Wirtschaft 
und Verbrauchern stärken." 

Bürokratisches Monster 

Doch die Europäische 
Kommission wie auch die 
deutsche Bundesregierung 
sehen dies offensichtlich an- 
ders. Anfang Juni legte die 
Brüsseler Behörde einen 
Richtlinienvorschlag zur 
Mehrwertbesteuerung   elek- 

tronisch erbrachter Dienstlei- 
stungen, kurz Internet-Steuer, 
vor. Danach sollen elektroni- 
sche Dienstleistungen mit 
dem vollen Mehrwertsteuer- 
satz belegt werden, Internet- 
Anbieter müssen zwischen 
Geschäfts- und Privatkunden 
unterscheiden, nicht in der 
EU-ansässige Unternehmen 
müssen sich in der EU regi- 
strieren lassen. Schon diese 
Punkte beweisen: Der Richtli- 
nien-Vorschlag ist ein büro- 
kratisches Monster, dessen 
Umsetzung wohl zu einer 
massiven Behinderung des 
Internet-Handels führen wird. 

Die USA dagegen haben 
sich entschieden, von einer 
Besteuerung elektronischer 
Dienstleistungen zunächst 
abzusehen. Und in der Gip- 
fel-Erklärung verlangen die 
Staatschefs im Falle einer 
Besteuerung, die Prinzipien 
der Neutralität, Gleichbe- 
handlung und Unkompli- 
ziertheit zu berücksichtigen. 

Und was will die Bundes- 
regierung? Auf Fragen ant- 
wortete die Parlamentarische 
Staatssekretärin im Bundesfi- 
nanzministerium, Barbara 
Hendricks, auf entsprechende 
Anfragen der Jungen Gruppe 
der  CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion: „Die Bundesregie- 
rung begrüßt die Vorschläge 
der Europäischen Kommissi- 
on grundsätzlich und hofft, 
dass die Beratungen im Rat zu 
einer baldigen Verabschie- 
dung führen." 

Wir fordern die Regie- 
rung auf, im Geiste der Char- 
ta von Okinawa zu handeln 
und voreilige, undurchdach- 
te Richtlinien zur Internet- 
Besteuerung zu verhindern. 

EINEN NEUEN WEG der 
direkten Demokratie sieht 
der Internet- Sprecher der 
CDU in der Beteiligung 
von Internet-Nutzern an 
der Gestaltung der Zukunft 
des Netzes über die „Inter- 
net Organisation for As- 
signed Names and Num- 
bers" (ICANN). ICANN 
ist der Versuch - so Tho- 
mas Heilmann -, Selbstre- 
gulierung der Industrie un- 
ter Einbeziehung der Ver- 
braucher im globalen Maß- 
stab durchzuführen. Am 1. 
Oktober wird das Ergebnis 
der ersten Direktoriums- 
wahlen bekannt gegeben, 
an denen sich alle interes- 
sierten Internet-Nutzer be- 
teiligen können. 
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I D EENBÖRSE ' 

Sommer-Aktionstage Ostalb 

„Auch in den Sommer- 
ferien 2000" ist der CDU- 
Kreisverband Ostalb „wie- 
der für Sie da". 

Zum sechten Mal laden 
mit diesen Worten Kreis- 
vorsitzender Georg Brunn- 
huber und Kreisgeschäfts- 
führer   Jürgen   Dönning- 

TIPP   FÜR   DIE 

PARTEIARBEIT 

haus zu Sommer-Aktions- 
tagen ein. Mit insgesamt 
34 Veranstaltungen holen 
sie „Politik in die Ferien", 

ohne Unterhaltung und 
Vergnügen dabei außen 
vor  zu   lassen.   Früh- 
schoppen, Gartenfest, 
Jugenddisco,   -   und 
Besichtigungen, eine 
Bauernkundgebung, 
ein Seniorentag, politi- 
sche Gespräche, z.B. mit 
dem   Mittelstand,   über 
Steuer-   und   Rentenre- 
form stehen vom 31. Au- 
gust bis 8. September un- 
ter anderem auf dem Pro- 
gramm. Den Erfolg garan- 
tieren   die   Erfolge   im 
vergangenen Jahr und in 

J cDU-osto* 
"Fe0en finden Ferien» 

von Donnerstag. 
31. August 
blsFreita9. 

8. September 

PROGRAMM 

den Jahren 
davor. Keine festen Zusa- 
gen macht nur das Wetter. 

STELLENANGEBOT 

Die Frauen-Union der CDU-Bundesgeschäftsstelle sucht 

eine Referentin/einen Referent 

Wenn Sie über ein abge- 
schlossenes Hochschulstu- 
dium verfügen, teamorien- 
tiert arbeiten möchten, 
nicht öffentlichkeitsscheu 
sind sowie Freude und 
Kenntnisse an der Themen- 
vielfalt in der Frauen- und 
Familienpolitik mitbrin- 
gen, verfügen Sie über not- 
wendige Voraussetzungen 
der politischen Arbeit in 
Unserer Geschäftsstelle. 
* Erforderlich sind organi- 

satorische und konzeptio- 
nelle Fähigkeiten • guter 
Sprach- und Schreibstil • 
Erfahrungen in der Öffent- 
lichkeitsarbeit • überdurch- 
schittliche Einsatzbereit- 
schaft • Sicherheit im Um- 
gang mit PC und Internet 
wird vorausgesetzt. 

Zu Ihren Aufgaben gehört 
neben der analytischen und 
konzeptionellen Arbeit in der 
Frauen- und Familienpolitik 
die Begleitung der Arbeit der 

Frauen-Union     innerhalb 
der Europäischen Union. 
Bitte richten Sie Ihre 
Bewerbungsunterlagen 
mit Gehaltsvorstellun- 
gen an die Bundesge- 
schäftsstelle der Frauen- 
Union der CDU, Klingel- 
höfer Str. 8,10785 Berlin. 

Für Auskünfte steht Ih- 
nen zur Verfügung: Frau 
Kristel Bendig, Geschäfts- 
führerin der Frauen-Union, 
Tel. 030/22070-450. 
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1 AUFGELESEN 

DIE 
INABHÄNGIGE  TAGE 

rsZElTUNG   FÜR  DEUTSC 

TTKTCÜ  IWmRf 
HALBZEIT-BILANZ 

Bis zum Wahljahr sind 
noch zwei Jahre hin 

Zu abgehobener Selbst- 
zufriedenheit besteht kein 
Grund. Denn viele Verspre- 
chen, vor allem das einer 
deutlichen Senkung der Ar- 
beitslosigkeit, sind nicht ein- 
gelöst. Und zur „Chefsache" 
Aufbau Ost fiel Schröder 
auch nicht all zu viel Origi- 
nelles ein. Zudem stehen mit 
der Rentenreform und ande- 
ren Vorhaben noch große 
Herausforderungen an. Das 
Schröder-Hoch vom Som- 
mer 2000 ist noch nicht die 
Großwetterlage des Wahl- 
jahres 2002. 

Leipziger Volkszeitung 

Wohin will er wirklich? 

Schröder bleibt ein Kanz- 
ler ohne Eigenschaften. Man 
weiß noch immer nicht, wo- 
hin er wirklich will. Das Sze- 
nische des Schröderschen 
Politainments verdrängt im- 
mer öfter den Sachkurs. Die 
Talkshow ersetzt das Parla- 
ment, das Schlagwort das Ar- 

gument, der Showeffekt die 
Nachhaltigkeit.     Die Welt 

ÖKOSTEUER 

Riesensauerei 

Der Kanzler kann vieles 
weglächeln, aber jetzt hört der 
Spaß auf. Landauf, landab hat 
Rot-Grün versprochen, als 
Ausgleich für die neue Steuer 
- „Ökosteuer" genannt - die 
hohen Sozialbeiträge, die 
Lohnnebenkosten zu senken. 
Und nun sind die Bürger, wie 
die Berliner sagen, „Neese". 
Die Öko-Steuer wird zum 
Volksbetrug. Das ist mehr als 
ein Rechenfehler, das ist eine 
Riesensauerei. Wenn der 
Kanzlerder rot-grünen Regie- 
rung nicht endlich das Zählen 
beibringt, dann wird diese Ko- 
alition kein langes Leen haben 
- und sehr wenig Trauergäste. 

Bild 

KLIMASCHUTZ 

Mogelpackung 

Mit der Einsetzung eines 
neuen Rates für nachhaltige 
Entwicklung und mit viel re- 

gierungsamtlichem Wortge- 
klin-gel zur Verringerung der 
Treibhausgase hat die Bun- 
desregierung in ihrer letzten 
Sitzung vor der Sommerpau- 
se versucht, sich beim hei- 
klen Thema Klimaschutz 
über die Runden zu retten.Ein 
„Zwischenbericht", der von 
Ankündigungen nur so wim- 
melt, konkrete und verbid- 
nliche Umsetzungsmaßnah- 
men jedoch vermissen lässt, 
soll den lange gärenden Streit 
um den Klimaschutz verklei- 
stern. Das ist nicht verwun- 
derlich: Klimaschutz ist teu- 
er und politisch unbequem. 

Handelsblatt 

Auf Samtpfoten 

Nach der Mogelpackung 
Öko-Steuer, die nicht der Na- 
tur, sondern der Rente auf- 
helfen soll, kommt nun die 
eigentliche Öko-Gebühr aut 
uns zu, und sie kommt aut 
Sammetpfoten. Zunächst 
wird es „Anreize" für Ver- 
braucher geben, die sich mit 
modernen Heizkesseln ein 
gutes Gewissen kaufen wol- 
len. Die Krallen werden dann 
in einem Jahr ausgefahren, 
wenn   das   Bundeskabinett 
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dem jetzt vorgestellten Fahr- 
plan folgt. Dann kommt Trit- 
ons Energiesparverordnung, 
"lit der auch die Uneinsichti- 
gen finanziell in die Zange 
genommen werden. 

Frankfurter Allgemeine 

In den Schornstein 
zu schreiben 

• •• vor allem fehlt ein Er- 
satzkonzept, wie im Falle 
des Kernenergieausstiegs 
Klimaschutz erreicht wer- 
den kann. Denn wenn der 
fehlende Atomstrom durch 
Kohl ersetzt würde, könnte 
Deutschland seine Klima- 
*'ele glatt in den Schornstein 
schreiben. 

Leipziger Volkszeitung 

ERBSCHAFTS- 
STEUER 

Ungelegen 

Die Diskussion um höhe- 
re Erbschaftssteuern kommt 
der Regierung ungelegen, 
kben erst haben sich Kanz- 
erund Finanzministerdafür 

feiern lassen, dass die Steu- 
erreform bald Gesetz wird. 

Schröder und Eichel tun da- 
her alles, damit dieser Erfolg 
nicht wieder zerredet wird. 
So ist auch zu erklären, dass 
der Finanzminister von den 
Empfehlungen der von ihm 
eingesetzten Kommission 
zur Erbschaftssteuer partout 
nicht wissen will. Eichel zu- 
folge ist nicht der Bund für 
die Erbschaftssteuer zustän- 
dig, sondern die Länder. Da- 
mit macht er es sich zu ein- 
fach. Denn immerhin gibt es 
einen Beschluss des SPD- 
Parteitags, der sich für höhe- 
re Steuern auf Immobilien- 
besitz ausgesprochen hat. 

Stuttgarter Zeitung 

RECHTSCHREIBUNG 

Durcheinander 

Als wäre der Wirrwarr 
innerhalb des neuen deut- 
schen Orthographie nicht 
schon groß genug: Regeln, 
die einander widersprechen, 
Duden-Editionen, die je 
nach Ausgabe in ihren Vor- 
schlägen wechseln, Zeitun- 
gen, die ihre ganz eigenen 
Marotten pflegen. Nein, of- 
fenbar reicht das nicht. Die 
„Frankfurter     Allgemeine 

Zeitung" ruft: Alles zurück! 
Sie schreibt ab 21. Augsut 
wieder alt. 

Sächsische Zeitung 

VER.Di 

Schwierigkeiten 
zu spät erkannt 

So gut wie sicher: ver.di 
ade. Die Misstöne haben eine 
Laustärke angenommen, dass 
sich die Beteiligten lieber die 
Ohren zuhalten. Die fünf Ge- 
werkschaften kriegen die Fu- 
sion zur Mega-Organisation 
im Dienstleistungsbereich 
einfach nicht hin. und nun, da 
sie den Schaden haben, brau- 
chen sie für den Spott nicht zu 
sorgen. Die selbst gestellte 
Aufgabe bestand darin, zwi- 
schen den beteiligten Ge- 
werkschaften Finanzen, Po- 
sten und Selbstbestimmung 
vernünftig auszutarieren. 
Vom Zusammenprall ver- 
schiedener Kulturen war da 
ähnlichdie Rede wiebeimZu- 
sammengehen von Daimler 
und Chrysler. In ihrer ganzen 
Wucht sind die Probleme vie- 
len, erst im Laufe des Prozes- 
ses bewusst geworden. 

Frankfurter Rundschau 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

•L\% • 

Finanz- und 
Beitragsordnung 

Parteigerichts- 
ordnung 

Geschäftsordnung 

Parteiengesetz 

CDU 

Statut • Stand 30.4.2000 
Das neue Statut enthält u.a. die 
Finanz- und Beitragsordnung, 
Beitragsregelung, Parteigerichts- 
ordnung, Geschäftsordnung der 
CDU, Art 21 Grundgesetz und 
das Parteiengesetzt. 

Verpackungseinheit: 20 Expl. 
Preis je 20 Expl. 33,00 DM 
Bestell-Nr. 3363 

Leitfaden 
„Ehe und Familie" 

Aktionsleitfaden zur Diskus- 
sion über die Gleichstellung 

gleichgeschlechtlicher 
Lebensgemeinschaften 

Verpackungseinheit: 10 Expl. 
Preis je 10 Expl. 15,00 DM 

Bestell-Nr. 4676 

PARTEI 
VON EHE UND FAMILIE 
Leilfaden zur Diskussion über die Gleichstellung 
gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschallen 

CDU 

Argumentationskarte 
Toleranz ja. „Ehe" nein. 

Veipackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl. 15,00 DM 
Bestell-Nr. 9680 
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ÖFFENTLICH« EITSARBEIT ' 

Der neue 
CDU-Seemannsrucksack 
in den Farben 
Blau und Gelb 

Verpackungseinheit: 1 Expl. 
Preis je Expl. 34,00 DM 
Bestell-Nr. 9661 (blau) 
Bestell-Nr. 9662 (gelb) 
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170/     63 
b   8457 

Union   Betriebs  Gmt 
Postfach 1190 Konrad   Acienauer   Stiftung   e.V. 
53348   Rheinbach       postfacn    12     CO 
PVSt,   Deutsche  Pos 
Entgelt  bezahlt. 

S730   Sankt   Augustin 

Wo- \iwt eUis Handy7- 
Machen Sie Schluss mit der ewigen Sucherei. 
Mit dem CDU-Handy-Sessel findet Ihr Mobiltelefon 
endlich seinen festen Platz in der Wohnung oder im 
Büro. Die witzige Tischhalterung erhalten Sie beim 
IS-Versandzentrum in den Farben Blau und Orange. 

Preis je Expl. 7,00 DM 
Bestell-Nr. 9659 (blau) 
Bestell-Nr. 9660 (orange) 

BESTELL- 
ANSCHRIFT 

IS- Versandzentrum 
Postfach 1465 

59306 Ennigerloh 
Telefax 025241911310 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.cte 
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